
beseitigt werden, eben weil in jedem Fall das Verschul­
den des Täters nachgewiesen werden muß. Es wäre nicht 
richtig, bei der Hehlerei eine Sonderregelung vorzu­
sehen.

In Einzelfällen sollen Vorschriften, die eine Strafbar­
keitserklärung oder Strafschärfungsgründe enthalten, 
nicht beibehalten werden
Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß es notwendig 
ist, unter Berücksichtigung der konkreten Entwicklungs­
bedingungen zu einer realen Einschätzung der Straftaten 
und ihrer Gesellschaftsgefährlichkeit zu gelangen. Diese 
Prüfung ist auch deswegen erforderlich, um zu erkennen, 
in welchen Fällen in Zukunft eine Strafbarkeitserklä­
rung nicht mehr erforderlich ist, wobei die gewachsenen 
gesellschaftlichen Kräfte und die dadurch erweiterten 
Möglichkeiten zur Überwindung solcher Erscheinungen 
eine wichtige Rolle spielen. Es ist z. B. zu untersuchen, ob 
einzelne Strafbestimmungen auch in Zukunft beizube­
halten sind. Unter diesem Gesichtspunkt haben sich 
beispielsweise eine Reihe grundlegender Veränderungen 
der Strafbarkeit der f a l s c h e n  A u s s a g e  ergeben. 
Wir stellten uns zunächst die Frage, ob es insbesondere 
nach der Praxis der Gerichte gerechtfertigt ist, die er­
höhte Strafbarkeit des M e i n e i d e s  beizubehalten. 
Das wäre nur dann vertretbar, wenn dem Eid als solchem 
tatsächlich eine besondere Bedeutung bei der Wahrheits­
findung beigemessen würde. Wir haben jedoch fest­
gestellt, daß der Eid nur sehr selten abgenommen wird. 
Außerdem sind wir zu dem Ergebnis gekommen, daß der 
Eid eigentlich niemals eine hervorgehobene Rolle bei 
der Erforschung der objektiven Wahrheit spielt, daß 
also der beeideten Aussage allein schon wegen der Ver­
eidigung des Zeugen oder Sachverständigen kein 
größerer Beweiswert beigemessen wird. Es besteht u. E. 
keinerlei Veranlassung, an dieser Praxis etwas zu 
ändern. Im Gegenteil: Es wird erforderlich sein, daraus 
zur gegebenen Zeit die entsprechenden strafprozeßrecht­
lichen Konsequenzen zu ziehen. Aber unabhängig von 
dieser Auswertung für das Strafprozeßrecht sind wir der 
Ansicht, daß die Beibehaltung einer besonderen Straf­
bestimmung über Meineid mit ihrem höheren Straf­
rahmen nicht mehr richtig wäre.
In engem Zusammenhang damit steht die Frage, ob eine 
Strafbestimmung über die f a h r l ä s s i g e  f a l s c h e  
A u s s a g e  (§ 163 StGB) beibehalten werden muß. Be­
kanntlich war es bisher nur strafbar, wenn die fahr­
lässige falsche Aussage unter Eid gemacht wurde. In 
Übereinstimmung mit L e k s c h a s 7  sind wir der 
Ansicht, daß auf eine solche Vorschrift überhaupt ver­
zichtet werden kann. Sicher kann in jedem Fall durch 
eine falsche Aussage, übrigens auch wenn sie schuldlos 
abgegeben wurde, die Tätigkeit des Gerichts oder eines 
anderen Organs gefährdet werden. Diese Beeinträchti­
gung der ordnungsgemäßen Tätigkeit des Gerichts oder 
eines anderen Organs kann für sich allein aber noch 
nicht die Schaffung einer solchen Vorschrift rechtferti­
gen. Es muß darüber hinaus geprüft werden, ob zur 
Bekämpfung einer derartigen hemmenden Erscheinung 
die gesetzliche Strafbarkeitserklärung und bei Aus­
führung einer solchen Handlung eine gerichtliche Be­
strafung notwendig sind. Diese Notwendigkeiten sind 
nach unserer Ansicht nicht gegeben, und deshalb sollte 
die Strafbarkeit auf die vorsätzlich falsche Aussage 
beschränkt werden.
Bei der Abfassung des Tatbestandes der vorsätzlich 
falschen Aussage soll auch der Gedanke der V e r l e i ­
t u n g  z u r  f a l s c h e n  A u s s a g e  aufgenommen 
werden. Daß jedoch eine Bestimmung über die Straf­
barkeit der e r f o l g l o s e n  A n s t i f t u n g  (§ 159 
StGB), die ja zu einer Ausweitung der allgemeinen Vor­
schrift des § 49 a StGB für den Bereich der Aussage­
delikte führte, nicht beibehalten werden sollte, ergibt
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sich schon aus den Ausführungen über den Vorschlag 
einer Strafbestimmung über die erfolglose Aufforderung 
zur Begehung eines schweren Verbrechens. Ohne jede 
praktische Bedeutung ist schließlich die Vorschrift über 
E i d e s b r u c h  (§ 162 StGB). Es wurde festgestellt, daß 
auch künftig eine Strafbestimmung erforderlich ist, die 
etwa der Vorschrift über f a l s c h e  V e r s i c h e r  u  n  g  
a n  E i d e s s t a t t  (§ 156 StGB) entspricht.
Man kann also sagen, daß auf diesem Gebiet der Aus­
sagedelikte eine Reihe von Beschränkungen der Straf­
barkeit erforderlich sind. Dagegen mußte entsprechend 
den praktischen Erfordernissen der Kreis der strafrecht­
lich vor falschen Aussagen zu schützenden Organe in der 
bereits angeführten Weise neu festgelegt werden; denn 
es ist nicht mehr ausreichend, nur bei den „vor Gericht 
oder vor einer anderen zur eidlichen Vernehmung von 
Zeugen oder Sachverständigen zuständigen Stelle“ ge­
machten vorsätzlichen falschen Aussagen eine Straf­
barkeit vorzusehen.
Die Unterkommission hat auch erörtert, ob eine Straf­
bestimmung über e i n f a c h e  p a s s i v e  B e s t e ­
c h u n g  benötigt wird, d. h. die Strafbarkeit eines 
Staatsfunktionärs, „welcher für eine in sein Amt ein­
schlagende, an sich nicht pflichtwidrige Handlung Ge­
schenke oder andere Vorteile annimmt, fordert oder sich 
versprechen läßt“, wie es in § 331 StGB heißt. Wir haben 
zunächst geprüft, in welchen Fällen die gegenwärtig 
geltende Bestimmung Anwendung findet. Dabei zeigte 
es sich, daß diese Strafvorschrift hauptsächlich dann an­
gewendet wird, wenn ein anderer bevorzugt wurde oder 
bevorzugt werden sollte. Es soll nicht weiter darauf ein­
gegangen werden, ob es sich bei einer derart bevorzug­
ten Abfertigung nicht bereits nach der geltenden gesetz­
lichen Regelung um eine Verletzung der Dienstpflicht 
handelt. Jedenfalls war das bisher der wichtigste An­
wendungsfall des § 331 StGB. Daraus haben wir für das 
künftige Strafgesetzbuch den Schluß gezogen, daß eine 
Strafbestimmung über die einfache passive Bestechung 
dann nicht beizubehalten ist, wenn die geplante Straf­
vorschrift der K o r r u p t i o n  ausdrücklich den Fall 
der Bevorzugung eines anderen nennt. Das soll nun 
wiederum nicht als eine Billigung der sonstigen, bisher 
nach § 331 StGB strafbaren Handlungen verstanden 
werden. Es ist auf keinen Fall statthaft, im Zusammen­
hang mit der eigenen dienstlichen Tätigkeit Geschenke 
anzunehmen, weil in jedem Fall dadurch die ordnungs­
gemäße Arbeitsweise der staatlichen Organe erheblich 
beeinträchtigt werden kann. Nur ist es zur Bekämpfung 
solcher Erscheinungen, bei denen die Pflichten des 
Staatsfunktionärs weder verletzt worden sind noch 
verletzt werden sollten, nicht erforderlich, gerichtliche 
Strafen anzudrohen und anzuwenden, und es genügt 
dann durchaus, in einem solchen Fall z. B. eine diszipli­
näre Bestrafung auszusprechen. Wir schlagen deshalb 
vor, daß ein Staats- oder Wirtschaftsfunktionär, der seine 
Stellung und das Vertrauen der Werktätigen in d-e 
Organe und Institutionen des Staates oder der Wirtschaft 
mißbraucht, indem er für die Bevorzugung eines anderen 
oder für eine sonstige Verletzung seiner Pflichten Vor­
teile für sich oder andere fordert, sich versprechen läQt 
oder annimmt, strafrechtlich verantwortlich ist. Aus den 
eingangs bereits genannten Gründen sollen wegen der 
gleichen Handlungen auch Personen, die nicht Staats­
oder Wirtschaftsfunktionäre sind, bestraft werden, wenn 
sie in Durchführung staatlicher oder wirtschaftlicher 
Aufgaben die ihnen übertragenen Befugnisse und 
Pflichten verletzen.
Nach § 114 StGB ist wegen N ö t i g u n g  z u  e i n e r  
A m t s h a n d l u n g  u. a. strafrechtlich verantwortlich, 
wer einen Staatsfunktionär zur Vornahme einer Amts­
handlung nötigt. Es widerspricht allerdings dem Wesen 
einer solchen Straftat, die Nötigung eines Staatsfunktio­
närs zu einem pflichtgemäßen Verhalten als Angriff 
gegen die Tätigkeit staatlicher Organe zu qualifizieren. 
Wenn das einmal praktisch vorkommt, dann ist zu unter­
suchen, ob es sich dabei um eine Nötigung als Angriff


